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Amtlicher Theil. 


I. Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 


1. Der auf den 9. Juni d. J. berufene Kreistag wird mit Rückſicht auf die in dieſer Zeit 
in Berlin ſtattfindende land wirthſchaftliche Wanderausſtellung hiermit auf 
Sonnabend, den 23 Juni d. J., Vormittags 11 Uhr, 
derlegt und als 4. Punkt auf die Tagesordnung nachträglich geſetzt: 
4. Beſchlußfaſſung über Bewilligung einer Beihllfe aus Kreismitteln an die Gemeinde 
Kladau und den Gutsbezirk Schwintſch zur Pflaſterung der Strecke Kladau— Schwintſch. 
Vergl. den anliegenden Vorſchlag des Kreisausſchuſſes. 
Danzig, den 3. Juni 1894 


Der Landrath. 
Maurach. 


0 „Die Guts⸗ und Gemeinde⸗Vorſteher beauftrage ich, in die alljährlich aufzuſtellenden 
Lelchweiſungen der am Orte vorhandenen ſchulpflichtigen Kinder und in die vierteljährlich dem 
ehrer zu überſendenden Veränderungs⸗Nachweiſungen der Schulkinder, auch die dort wohnenden 
taubſtummen Kinder, welche ſich im ſchulpflichtigen Alter befinden, mit aufzunehmen. 

9 Die Lehrer haben ein Verzeichniß der zu ihrer Schule gehörenden taubſtummen Kinder 
em Orts⸗Schulinſpector einzureichen. 


Danzig, den 2. Juni 1894. 
Der Landrath. 
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85 Der Einwohner Auguſt Liedberg in Woyanow iſt als Nachtwächter und Exekutivbeamter 
für den Gutsbezirk Woyanow angenommen, von mir beſtätigt und vereidigt worden. 
Danzig, den 1. Juni 1894. 
Der La nd at h. 


4. Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 28. v. Mts. zu 
genehmigen geruht, daß der ſelbſiſtändige Gutsbezirk Schellmühl im Kreiſe Danziger Höhe in eine 
Landgemeinde mit dem Namen „Schellmühl“ umgewandelt werde. 
Danzig, den 31. Mai 1894. 
Der Landrath. 


5 Die Herren Amts⸗Vorſteher erſuche ich um ſchleunige Einſendung der Nachweiſung über 
den Abgang einheimiſcher und den Zugang ausländiſcher Arbeiter für die letzten 3 Monate oder 
Erftattung einer Vakat⸗Anzeige. 
Danzig, den 4. Juni 1894. 
Der an d e th 


6. Am 9. Juni er., Morgens 8 Uhr, ſindet in Prauſt der Ankauf von Remonten ſtatt. 
Danzig, den 2. Juni 1894. 
Der Lan dea k h. 


Impfplan 
des Kreisphyſilus Den Freymuth hierſelbſt 


r 
den erſten Impfbezirk pro 1894. 

Dienſtag, 12. Juni 5⅛ Uhr Ohra: Erſtimpfung: erſte Hälfte. 

6½ Wiederimpfung: kathol. Mädchenſchule, Johannisſtift. 
Dienſtag, 19. Juni, 5 ½ Uhr: Reviſion. 
Mittwoch, 13. Juni, 51/2 Uhr: Ohra Erſtimpfung: zweite Hälfte. 

6½ - Wiederimpfung: kathol. Knabenſchule, evang. Schule. 
Mittwoch, 20. Juni, 5 ½ Uhr: Reviſion. 
Donnerſtag, 14. Juni, 5½ Uhr: Emaus: Erſtimpfung für Emaus, Wonneberg, Pietzkendorf, 

Altdorf, Müggau. 

Donnerſtag, 21. Juni, 5 ½ Uhr: Emaus: Reviſion. 
Freitag, 15. Juni, 5 Uhr: Heiligenbrunn: Erſtimpfung für Heiligenbrunn und Zigankenberg. 

6 = Miederimpfung. 
Freitag, 22. Juni, 5 Uhr: Revifion. 
Sonnabend, 16. Juni, 5 Uhr: Bröſen: Erſtimpfung. 
Sonnabend, 23. Junf, 5 Uhr: Bröſen: Reviſion. 
Montag, 18. Juni, 5 Uhr: Heiligenbrunn: Erſtimpfung für Brentau, Hochſtrieß, Schell ⸗ 

mühl, Saspe. 

6 Uhr: Wiederimpfung. 

Montag, 25. Juni, 5 Uhr: Reviſion. 
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II. Verfügungen und Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Allerhöchſter Erlaß. 


Geſetz, betreffend die Gewährung von Unterſtützungen an Invalide aus den Kriegen vor 1870 und 
an deten Hinterbliebene vom 14. Januar 1894. 
(Reichs⸗Geſetzblatt Seite 107). 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 


Preußen ꝛc., verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths und 
des Reichstages, was folgt: 1 
31. 


Denjenigen Perſonen des Soldatenſtandes und Beawten des Heeres und der Marine, 
welche in Folge ihrer Theilnahme an den von Deutſchen Staaten vor 1870 geführten Kriegen 
invalide und zur Fortſetzung des aktiven Militairdienſtes bezw. zur Erfüllung ihrer Amtspflichten 
unflihig geworden, find zu den zuftänbigen Gebührniſſen fortlaufende Bufchäfe behufs Erreichung 
derjenigen Beträge zu gewähren, welche ihnen nach dem Geſetze vom 27. Juni 1871 (Reichs ⸗ 
Geſetzblatt S. 275) bezw. nach dem Geſetze vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzblatt Seite 61) 
nebſt Abänderungen und Ergänzungen zuſtehen würden. 


Die Zuſchüſſe 8 1) ſtehen den Penſionen gleich, welche das Geſetz vom 27. Juni 1871 
bezw. das Geſetz dom 31. März 1873 nebſt Abänderungen und Ergänzungen gewährt, und unter⸗ 
liegen denſelben geſetzlichen Beſtimmungen. AR 


Den Hinterbliebenen von Theilnehmern an den im 8 1 gedachten Kriegen find, ſofern 
die ſe letzteren Perſonen im Kriege oder in Folge von Kriegsverwundungen verſtorben ſind, fort⸗ 
laufende Unterftügungen oder Zuſchüſſe zu den geſetzlichen Bewilligungen — in Grenzen der 
Sätze, welche die im 8 1 angeführten geſetzlichen Beſtimmungen vorſehen — zu gewähren. Den 
Hinterbliebenen von Theilnehmern an den im § 1 gedachten Kriegen, welche an den ihre Inva⸗ 
lidität bedingenden Leiden verſtorben ſind, können ſolche Unterſtützungen zugewendei werden. 


8 4. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die früheren Angehörigen der ſchles wig · 
holſteinſchen Armee ſowie auf deren Hinterbliebene Anwendung. 
8 5. 
; Eine Nachzahlung für die vor dem Eintritt der verbindlichen Kraft dieſes Geſetzes 
liegende Zelt iſt ausgeſchloſſen. Fr 


„Die Prüfung und Entſcheldung aller auf Grund dleſes Geſetzes geſtellten Anträge erfolgt 
durch die Militairbehörden. 
Ueber die Rechtsanſprüche auf Bewilligungen, welche dieſes Geſetz gewährt, findet der 
Rechtsweg unter den im 3. Theil des Militalr-Penſtonsgeſetzes vom 27. Juni 1871 (Reichs⸗ 
Geſetzblatt S. 275 ff.) vorgeſehenen Maßgaben ſtatt. 
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8 7. 
Die Bewilligungen nach Maßgabe dieſes Geſetzes find aus dem Reichs⸗Invalidenfonds 
zu beſtreiten. Die für die Jahre 1893/94 und 1894/95 erforderlichen Deckungsmittel dürfen 
aus deſſen Kapitalbeſtänden bis zum Höchſtbetrage von je 1 250 000 o flüſſig gemacht werden. 


88. 
Dem Königreich Bayern wird zur Beſtreitung der gleichartigen Ausgaben alljährlich eine 
Summe überwiefen, welche ſich nach der Höhe des thatſächlichen Aufwandes für Angehörige des 
Reichsheeres und deren Hinterbliebene im Verhältniß der Kopfſtärke des Königlich bapriſchen 
Militair⸗Contingents zu jener der übrigen Theile des Reichsheeres bemißt. 


8 9. 

Der Eintritt der verbindlichen Kraft dieſes Geſetzes wird auf den 1. April 1893 
fefigefegt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift nud beigedrucktem Raiferlichen 
Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 14. Januar 1894. 

(L. S.) Wilhelm. 

Graf von Caprivi. 


Kriegsminiſterium. Berlin, den 25. Januar 1894. 
Ausführungs⸗Beſtimmungen 
zu dem Geſetz vom 14. Januar 1894, betreffend die Gewährung von Unterſtützungen an Invalide 
aus den Kriegen vor 1870 und an deren Hinterbliebene. 
Zu §8 1 und 4. 
A. Offiziere, Sanitätsofftziere und Beamte. 
Die Zuſchüſſe, welche auf Grund der 88 1 und 4 den penſionirten, in Folge der Kriege 
vor 1870 invalide ꝛc. gewordenen Offizieren, Sanitälsoffizieren und Beamten vom 1. April 1893 
ab zuſtändig ſind, werden denſelben von der Penſionsabtheiluug des Kriegsminiſteriums . 


wieſen werden, ohne daß es dieſerhalb zunächſt eines beſonderen Antrages ſeitens der Be- 
theiligten bedarf. 


Bei der großen Zahl diefer Penſionäre iſt es jedoch nicht möglich, ſie vor Ende März 1894 
zu befriedigen. 

Diejenigen vorgenannten Offiziere ꝛc., denen über die Anweiſung der ihnen vermeintlich 
zuftändigen Gebührniſſe bis Ende März 1894 noch keine Mittheilung zugegangen iſt, wollen ſich 
ſodann in dieſer Angelegenheit an die vorgenannte Abtheilung wenden. 


Zu 58 1 und 4. 
B. Militärperſonen der Unterklaſſen. 


Die Höhe der Zuſchüſſe, welche den Invaliden aus den Kriegen vor 1870 zu den 
bisherigen Invaliden -Gebührniſſen zu gewähren find, ergiebt ſich aus dem Mebrbetrag der nach 
dem Geſetze vom 27. Junt 1871 nebſt den dazu ergangenen Abänderungen zu berechnenden 
Penſionen und Penſionszulagen. 
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Zur Ermittelung des Zuſchußbetrages ſind ſonach in Anſatz zu bringen: 


a) die dem Grade der Erwerbsunfähigkeit entſprechende Penſionsklaſſe, 
b) die Kriegszulage, 

c) Verſtümmelungszulagen, 

d) die Zulage für Nichtbenutzung des Civilverſorgungsſcheines. 


Zu a) Penſionen. 

Da in dem Militair⸗Penſionsgeſetz vom 27. Juni 1871 fünf Penſionsklaſſen, in dem 
Geſetz vom 6. Juli 1865 nur vier dergleichen vorgeſehen ſind, iſt es nicht angängig, an Stelle 
der nach dem letzteren Geſetze gewährten Penſionsklaſſe ohne Weiteres dieſelbe Klaſſe des Geſetzes 
dom 27. Jun 1871 in Anſatz zu bringen: es iſt vielmehr in jedem einzelnen Falle zu prüfen, 
welche Penſionsklaſſe nach dem Grade der bei dem Invaliden feftgeftellten Erwerbsunfähigkeit zu⸗ 
ſtändig ſein würde. So iſt z. B. für einen Invaliden, der die Penſion erſter Klaſſe des Geſetzes 
dom 6. Juli 1865 bezieht, die erſte Klaſſe des Geſetzes vom 27. Juni 1871 nur dann als 
zuſtändig zu berechnen, wenn bei demſelben neben völliger Erwerbsunfähigkeit durch das die 
Invalidität bedingende Leiden zugleich ein Krankheitszuſtand beſteht, der fremde Wartung und 
Pflege erfordert. 
. Beſtehen über die Zuläſſigkeit der Annahme eines ſolchen Zuſtandes Zweifel, dann iſt 
die ärztliche Unterſuch ung und Begutachtung der Invaliden nach dieſer Richtung hin zu veranlaſſen. 
15 Invalide, welche einfach verſtümmelt ſind, werden als gänzlich erwerbsunfähig, ſolche, 
die mehrfach verſtümmelt ſind, als fremder Wartung und Pflege bedürftig angeſehen. 


Zu b) Kriegszulage. 

Für diejenigen Invaliden, welche bereits zur Verwundungszulage des § 12 des Geſetzes 
vom 6. Juli 1865 bezw. des $ 1 des Geſetzes vom 9. Februar 1867 im Betrage von 6 Mark 
anerkannt ſind, iſt die Kriegszulage von 9 Mark als zuſtändig zu berechnen. 
art Bei den übrigen Invaliden, gleichviel, ob deren Invalidität durch äußere oder innere 
9 egsdienſt⸗Beſchädigung veranlaßt worden iſt, kommt die Kriegszulage mit dem Betrage von 

ark neu in Berechnung. 


Zu c) Verſtümmelungs⸗Zulagen. 

Diejenigen Invaliden, welchen bereits Verſtümmelungs⸗Zulagen des $ 13 des Geſetzes 
dom 6. Juli 1865 bezw. § 1 des Geſetzes vom 9. Februar 1867 bewilligt ſind, erhalten dieſe 
Zulagen nach den höheren Sätzen des § 72 des Militär⸗Penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871. 
= Im Uebrigen ift ſowohl bei dieſen wie auch bei denjenigen Invaliden aus den Kriegen 

1870, welchen Verſtümmelungs Zulagen nicht bewilligt find, die Frage bezüglich der Zu⸗ 
N ndigkeit derartiger Zulagen unter Zugrundelegung der günſtigeren Beſtimmungen des Militär⸗ 
enſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 zu erörtern. 
Ri In zweifelhaften Fällen ift Klarſtellung der Frage, ob einfache oder mehrfache Ver⸗ 
Mmelung vorliegt, durch ärztliche Unterſuchung und Begutachtung herbeizuführen. 


Zu d) Zulage für Nichtbenutzung des Civilverſorgungsſcheins. - 
. Neben einer Verſtümmelungs⸗Zulage iſt die Zulage für Nichtbenutzung des Civilver⸗ 
gungsſcheines nur in der bisherigen Höhe von 9 Mark zuſtändig. 
befmn Für die übrigen im Genuffe der Zulage des § 14 des Geſetzes vom 6. Juli 1865 ſich 
denden Invaliden aus den Kriegen vor 1870 iſt die beregte Zulage nach dem Satze von 12 Mark 
zuſtändig zu berechnen. 
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In Fällen, in denen bei der Art des die Invalidität bedingenden Leidens — wie 
z. B. bei Epilepſie — § 27 des Geſetzes vom 6. Juli 1865 — es gerechtfertigt erſcheint, die 
Zulage für Nichtbenutzung des Civilverſorgungsſcheines neu in Anja zu bringen, ſind bezügliche 
Anträge dem Departement für das Invalidenweſen zur Entſcheidung vorzulegen. Vorher iſt 
jedoch feſtzuſtellen, daß der Invalide von dem Civilverſorgungsſcheine niemals Gebrauch gemacht, 
auch den Schein ſelbſt durch rechtskräftiges Erkenntniß nicht verwirkt hat. 


Die vorſtehenden Ausführungen finden gleichmäßige Anwendung auf die im $ 58 der 
Inſtruktion vom 26. Juni 1877 bezeichneten Kriegsinvaliden mit Ausnahme der unter d und f 
ebendaſelbſt bezeichneten Invaliden. 

Zu 8 5. 


Die Mehrbeträge der ermittelten höheren Invaliden⸗Gebührniſſe find vom 1. April 1893 
ab, als dem Eintritte der verbindlichen Kraft des Geſetzes zu gewähren. 


6. 

Die Bezirkskommandos haben alsbald duch allgemeine öffentliche Bekanntmachung die in 
Betracht kommenden Invaliden aufzufordern, ſich unter Beibringung ihrer Militärpapiere und des 
Penſions-Quittungsbuches zur Erlangung der nach § 1 des Geſetzes vom 14. Januar 1894 zu 
a Penſionszuſchüſſe perſönlich oder ſchriftlich bei dem zuständigen Bezirksfeldwebel ans 
zumelden. 

Nach Beſchaffung der Invalidenakten ift zunächſt feſtzuſtellen, daß der Invalide den An⸗ 
ſpruch auf die ihm ſ. Z. zuerkannten Invaliden⸗Gebührniſſe durch ſtrafgerichtliches Erkenntniß 


x Eine Beſchleunigung der Anweiſungen iſt anzuſtreben, und ſind daher beſtimmteeitfriſten 
für Einreichung der Anträge der Bezirkskommandos nicht feſtzuſetzen. 

Beſtehen über die Zuſtändigkeit der in Anſatz zu bringenden Penſionsbeträge Zweifel, 
dann iſt in ſolchen Fällen die Entſcheidung des Kriegsminiſteriums, Departements für das In⸗ 
validenweſen einzuholen. 


Die Anerkennungs⸗Verfügungen, in welchen erſichtlich zu machen iſt, daß es ſich um 
Penſionszuſchüſſe zufolge Geſetzes vom 14. Januar 1894 handelt, haben nur auf Zablung des 
monatlichen Mehrbetrages der gegen früher zuſtändigen — nicht aber auf den Geſammtbetrag der 
Invaliden⸗Gebührniſſe — zu lauten. 0 

In gleicher Weiſe iſt zu verfahren hinſichtlich der Penſionszuſchüſſe, welche den etwa jetzt 
noch neu anzuerkennenden Invaliden aus den Kriegen vor 1870 zu gewähren find. 

Anfangs Dezember 1894 iſt dem Departement für das Invaliden⸗Weſen eine Nachweiſung 
nach beiliegendem Muſter einzureichen. 
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6. Bewilligungen für Hinterbliebene. 
u §8 3 und 4. 
I. Die aus $ 3 des Geſetzes ſich ergebende Gleichſtellung der Hinterbliebenen von Theil⸗ 
nehmern an den Kriegen vor 1870 mit denen von 1870/71 hat f 
1. die Erhöhung der den Wittwen nach Maßgabe früherer geſetzlicher oder landesherrlicher 
Beſtimmungen und Verfügungen bewilligten Sätze auf diejenigen des Militär⸗Penſions⸗ 
geſetzes vom 27. Juni 1871 zur Folge, ſie gewährt ferner 
2. ein neues Verſorgungsrecht: 

a. für die Ehefrauen der nach den früheren Kriegen Vermißten und für diejenigen 
Wittwen, denen die Unterſtützung bisher mangels ihrer Bedürftigkeit hat verſagt 
oder nach Beſeitigung der Bedürftigkeit hat entzogen werden müſſen; 

b. für diejenigen Wittwen, deren Ehemann an den Folgen einer durch den Krieg ver⸗ 
urſachten inneren oder äußeren Beſchädigung innerhalb eines Jahres nach dem, 
den betreffenden Krieg beendigenden Frieden verſtorben iſt; 

c. für diejenigen Eltern und Großeltern, welche Anſprüche im Sinne des letzten Ab⸗ 
ſatzes der 88 42 und 96 des Militärpenſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 bes 
gründen können. 


Zu I. 1. 

Die Zahlbarmachung der erhöhten Sätze wird ſeitens der Unterſtützungs⸗Abtheilung 
des Kriegsminiſteriums veranlaßt werden. 

Beſondere Anträge ſeitens der Hinterbliebenen bedarf es dieſerhalb erſt, wenn bis zum 
31. März 1894 die Anweiſung nicht erfolgt iſt. 

5 u I. 2 a—e. 

82 Die Hinterbliebenen der hier bezeichneten Kategorien haben ihre Anſprüche bei dem zu⸗ 
ſtändigen Landrathsamte, (Bezirksamt, Kreisdirektion ꝛc.) oder der Polizeiverwaltung ihres Wohn⸗ 
ortes geltend zu machen. 

Die über die Vorbereitung der Anträge auf geſetzliche Wittwen⸗ ꝛc. Beihülfen durch die 
genannten Dienſtſtellen, über Form, Begründung u. ſ. w. derſelben gegebenen Beſtimmungen 
gelten auch für die vorliegenden Fälle. Die Landrathsämter 2c. geben die vorbereiteten Anträge 
an die zuſtändigen Regierungen ꝛc. weiter. Von letzteren werden die erhobenen Anſprüche geprüft und 
iejenigen, welche ſich zweifellos als unbegründet erweiſen, ohne Weiteres zurückgewieſen, die be⸗ 
gründet erſcheinenden Anträge dagegen der Unterſtützungs⸗Abtheilung des Kriegsminiſteriums zur 
weiteren Veranlaſſung vorgelegt. 
= II. Von den den Wittwen ſchleswig⸗holſteinſcher Heeresangehörigen auf Grund der 
Lundesgeſetze vom 14. Juni 1868 (8 6 Abſatz 1) und vom 3. März 1870 (8 8 Abſatz 1) 
Gundes⸗Geſetzblatt 1868 Seite 335 und Bundes⸗Geſetzblatt 1870 Seite 39) bewilligten Beihülfen 
konnen nur diejenigen auf die im Militär ⸗Penſionsgeſetze vom 27. Juni 1871 vorgeſehenen Sätze 
erzöht werden, welche gewährt worden find, weil der den Anſpruch begründende Heeresangehörige 
entweder in den Feldzügen 1848 bis 1850 geblieben oder an den erlittenen Verwundungen oder 
an den Folgen einer durch den Krieg verurſachten inneren oder äußeren Beſchädigung innerhalb 
eines Jahres nach der Auflöſung der vormaligen ſchleswig⸗holſteinſchen Armee geſtorben iſt. 
k Wegen Neubewilligung von Unterſtützungen an Hinterbliebene früherer Angehörigen 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Armee gilt das vorſtehend unter 1, 2 a—c Geſagte. 

III. Der Erlaß des Departements für das Invalidenweſen vom 22. Oktober 1887 
No. 2027/9 87 C 2. — betreffend die gnadenweiſe Gewährung von Unterſtützungen aus dem 
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Allerhöchſten Dispoſitionsfonds bei der Reichs⸗Hauptkaſſe an die Hinterbliebenen von Kriegs⸗Inva⸗ 
liden aus dem Kriege 1870/71, findet auf die Hinterbliebenen von Kriegsinvaliden aus den Kriegen 
vor 1870 gleichmäßige Anwendung. 

IV. Es wird beſonders darauf hingewieſen, daß den Wittwen im Falle ihrer Wiederver⸗ 
heirathung mit einem Deutſchen die Unterſtützung noch auf 12 Monate belaſſen bleibt. 

D. Gemeinſame Beſtimmungen. 
I. Zu 88 1 u. 2. 

I. Die ſämmtlichen Zuſchüſſe unterliegen den Beſtimmungen über das Ruhen der Penſion 
nach Maßgabe des Militair⸗Penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871, der Novelle vom 22. Mai 1893, 
des Reichsbeamten⸗Geſetzes vom 31. März 1873 und der zu dieſen Geſetzen erlaſſenen Ausführungs⸗ 
Beſtimmungen. 

Die etwa erforderliche Penſions⸗Neuregelung erfolgt, ſoweit ſie nicht in Betreff der 
Offiziere, Sanitätsoffiziere und Beamten mit der Anweiſung nach Maßgabe des oben unter A. 
Beſtimmten bereits von der Penſionsabtheilung des Kriegsminiſteriums bewirkt wird, durch die 
zuſtändige Regierung ꝛc. auf Anzeige der dem betreffenden Penſionär vorgeſetzten Dienſtbehörde 
(Anſtellungs behörde). 

Der Penfionär hat zur Vermeidung von Penſionsüberhebungen feiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde von der erfolgten Mehrbewilligung ſofort Anzeige zu machen. 

II. Die Verrechnung der bewilligten Zuſchüſſe und Unterſtützungen erfolgt bei denjenigen 
Titeln des Etats⸗Kapitals 80 (Invaliden⸗Penſionen ꝛc. in Folge der Kriege vor 1870), unter 
welchen die bisherigen geſetzlichen Bewilligungen nachgewieſen werden. 


Nr. 1591/1. 94. C. 2. 
a Bronfart v. Schellendorff. 


9. Bekanntmachung. 

Es wird hierdurch zur Kenntniß gebracht, daß das Invalidenprüfungsgeſchäft für die 
Kreiſe Danzig Stadt, Danziger Höhe und Danziger Niederung 

am 9, 11., 12 und 13. Juni d. Is. 

im Zimmer No. 28 des Flügels E der Wiebenkaſerne ſtattfindet. 

Diejenigen Invaliden, welche in Bezug auf Invalidität oder Erwerbsfähigkeit nur zeitig 
anerkannt ſind und deren Penſionszahlung in dieſem Jahre abläuft, werden, ſofern ſie einen Geſtellungs⸗ 
befehl zur Invalidenprüfung noch nicht erhalten haben, hiermit aufgefordert, ſich ungeſäumt bei 
dem unterzeichneten Kommando unter Vorzeigung der Militairpapiere zu melden. 

Danzig, den 30. Mat 1894. 

Königliches Bezirks⸗Kommando. 

10. e. 

Gegen den unten beſchriebenen Knecht Friedrich Auguſt Kleiß (nicht Kleiſt) aus Käſemark, 
welcher flüchtig iſt und ſich verborgen hält, iſt die Unterſuchungshaft wegen Nothzucht verhängt. 

Es wird erſucht, denſelben zu verhaften und in das hieſige Central⸗Gefängniß Schleß⸗ 
ſtange No. 9 abzuliefern. 

Danzig, den 2. Juni 1894. 

Der Unterſuchungsrichter am Königlichen Landgerichte. 

Beſchreibung: Alter: 26 Jahre. Statur: mittel. Haare: dunkelblond. Augen: grau. 
Naſe und Mund: gewöhnlich. Kleidung: blaues Jacket, Hoſen und Weſte von grauem Engliſch⸗ 
Leder- Stoff, ſchwarzer Filzhut. Beſondere Kennzeichen: Heiſere Stimme und Pockennarben im 

t. 


Geſich Beilage. 


